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Sachverhalt und Anträge 

	

I. 	Gegen das am 11. Oktober 1989 erteilte, zwOlf AnsprQche 

umfassende Patent Nr. 0 214 191 mit der Europaischen 

Anmeldenuxnrner 86 901 341.7 (PCT/DE86/00058) und dem 

Prioritätsdatuxn yam 19. Februar 1985 ist am 11. Juli 1990 

ein Einspruch gestQtzt darauf eingereicht warden, daZ der 

Gegenstand des Patents nicht auf einer erfinderischen 

Tàtigkeit beruhe. Der Einspruch nannte die folgenden 

SchriftstQcke: 

El: 	Zeitschrift "KTJNSTSTOFFE IM BAtJ" 14. Jahrgang, 

1979, Heft 3, Seiten 130 - 134: 

"Groif1cheri-Dichtungse1emente aus 

Niederdruckpolyäthylen" 

DD-C-79 452 

DE-A-2 726 012 

EP-A-0 082 629 

Zeitschrift "MULL tJND ABFALL' 12/1984 Seiteri 356 - 

359: "Konsequente Dichtung und Sanierung 

probleinatischer Abfallablagerungen" 

	

II. 	Der erteilte Aspruch 1 lautet: 

11 1. Abdichtungsschirm für Deponien z. B. Mülldeponien, 

enthaltend eine Kontrollfilterschicht, die zur Kontrolle 

der Abdichtung dient und Mittein zur bereichsweisen 

Feststellung von Leckagen, gekennzeichnet durch, 

a) zwei Abdichtungsschichten (1) und (2), die in einem 

Abstand a voneinander eingebaut sind, 
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die Anordnung der Kontrollfilterschicht (3) zwischen 

den Abdichtungsschichten (1) und (2), 

ein Injektionsleitungssystern (4), das in die 

Kontrollfilterschicht (3) eingebaut ist, 

ein zweites Leitungssystem (5) innerhaib der 

Kontrollfilterschicht, das zurichst zur Kontrolle der 

Abdichtung (1) dient und im Falle einer Injektiori der 

Kontrollfilterschicht als Entluftungs- und 

Entwässerungssystem dient, 

eine rasterfOrmige Einteilung des Abdichtungsschirmes 

in Einzelflãchen, die jeweils gegen die benachbarten 

inze1f1ächen durch abdichtende Verbindung (11) der 

Abdichtungsschichten (1) und (2) abgeschottet sind 

und über einen begehbaren Kontroll- und 

Sammelschacht (6) oder einen begehbaren Tunnel (7) 

mit einer Entwässerungsleitung (8) verbunden sind, 

eine Drainschicht (9) mit einerrt 

Drainageleitungssystem zur Ableitung von Sickerwasser 

aus den deponierten Stoffen, 

eine Abdeckschicht (10) zum Schutze der 

Drainschicht (9) beim Einbau der zu deponierenden 

Stoffe. 

Durch Entscheidung der Einspruchsabteilung vom 

6. August 1991, abgesandt am 5. September 1991, wurde der 

Einspruch zuruckgewiesen, da der Gegenstand des 

Anspruchs 1 durch die genannten Entgegenhaltungen für den 

Facbinann nicht nahegelegt worden sei. 

Die seitens des Beschwerdeführers (Einsprechender) am 

26. Oktober 1991 unter gleichzeitiger Zahiung der 
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BeschwerdegebQhr eingereichte Beschwerde richtet sich 

gegen diese Eritscheidung der Einspruchsabteilung. Die 

Begriindung der Beschwerde ist am 13. Januar 1992 

eingegangen. Der BeschwerdefQhrer ist der Ansicht, daI, 

der Gegenstand des Anspruchs 1 nicht auf einer 

erfinderischen Tätigkeit beruhe und bezieht sich 

erganzend auf folgenden Satz von vier erstmals im 

Verfahren genannten Druckschriften: 

DIN-Norm 4093 "Grundbau", Juni 1962 

Deponie-Merkblatt 4690 "Die geordnete Ablagerung 

von Abf11en" vom 1. September 1979 

Vortrag von Herrn Dipl.-Ing. E. Gläser: 

"Deponietechnik heute und morgen", gehalten am 

27.128. März 1985 an der Universität Stuttgart; 

STUTTGARTER BERICHTE ZUR ABFALLWIRTSCHAFT, 

Band 19, Erich Schmidt Verlag 

B3.1: "Publikationsrechtliche Erklrung", datiert vom 

10. Februar 1985, betref fend 33 

"Materialien 1/85" Symposium "Kontaminierte 

Standorte und Gewsserschutz" Aachen, 1. bis 

3. Oktober 1984, herausgegeben vom 

Umweltsbundesamt; Referat H.-J. Hass: "Aliseitige 

Einkapselung von Schadstoffen im Untergrund 

mittels schadstoffresistenter Injektionsgele und 

Dichtwandmassen" 

Am 11. Mai 1993 wurde entsprechend den Hilfsanträgen 

beider Parteien mündlich verhandelt. 

Die Argumente des BeschwerdefUhrers werden wie folgt 

zusaxnmengefa1t: 
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Als Facbmann sei ein diplomierter Ingenieur der 

Fachrichtung Siedlungs- und Wasserwirtschaft 

anzusehen, der im Rahxnen einer Projektplanung und 

Projektausfuhrung tatig sei. Sein Fachwissen werde 

auch durch die Druckschriften Bl und B2 

reprsentiert. 

Am 10. Februar 1985 habe Dipl.-Ing. E. Glaser 

schriftlich seine Zustirnmung B3.1 zur 

VerOffentlichung des Vortragsinanuskripts erteilt; 

dies sei daher das Datum, an weichem der Vortrag 

gemag B3 der Offentlichkeit zuganglich gemacht worden 

sei. 

C) Aus der Kornbination der Literaturstellen El und E5 

ergebe sich der Gegenstand des Anspruchs 1 für den 

Facbmann in naheliegender Weise. Dies treffe auch für 

die Kornbination von El und E2 zu. Durch den Stand der 

Technik gehe als naheliegend hervor, die 

Kiesfilterschicht im Schadensfall zu injizieren, 

wenngleich die feste und bleibende Anordnung von zwei 

Leitungssystemen in jedem einzelnen Rasterfeld der 

Kiesfilterschicht an sich aus dem Stand der Technik 

noch nicht unmittelbar abzuleiten gewesen sei. 

Anspruch 1 mQsse daher entsprechend prazisiert 

werden. 

VII. Der Beschwerdegegner macht die fo1gendermaJen 

zusammengefaften Argumente geltend: 

a) Die Druckschriften El bis B4 seien als verspatete 

Vorbringen zurückzuweisen, da sie nicht nàher beim 

Gegenstand des Patents lgen als die iñnerhalb der 

Einspruchsfrist genannten Literaturstellen. Die 

darauf gegründeten Argumente des BeschwerdefUhrers 

seien daher schon aus diesem Grund.e irrelevant. 

DT084291.D 	 . . . / . 
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b) Die publikationsrechtliche Erkiarung von 

Herrn E. G1ser hinsichtlich B3 sei einer 

tatsächlichen Publikation nicht gleichzusetzen. Es 

werde daher bestritten, dag der Vortrag B3 zuxn Stand 

der Technik gehOre. Selbst wenn B3 jedoch am 

Priorittstag der Offentlichkeit zugänglich gemacht 

worden ware, wurden die inhaitlichen Aussagen in 

diesem Vortrag eher für als gegen die erfinderische 

Tatigkeit des im Anspruch 1 definierten Gegenstandes 

sprechen. Der Vortrag erwhne nämlich einerseits die 

Injektion nur zur Herstellung einer Injektionssohle, 

warne aber zugleich davor, die Deponie selbst zu 

injizieren, insbesonderer deshaib, weil die 

Homogenitãt der Sohie nicht gewãhrleistet werden 

kOnne, und empfehle stattdessen bergmannisches 

Vorgehen (S. 128 und 129). 

C) Die Argumente des Beschwerdefuhrers würden auf einer 

unzulãssigen Kornbination der fristgerecht 

eingefuhrten Entgegenhaltungen beruhen. 

d) Die Interpretation von El beruhe auf unzulassigen 

Veraligemeinerungen; insbesondere kOnne der Luftraum 

Qber der abgehãngten Abdichtung keineswegs einer 

Kiesfilterschicht gleichgestellt werden. Aus dern 

gesamten Stand der Technik kOnne kein Anhalt dafür 

gefunden werden, in einer Kiesfilterschicht em 

bleibendes Injektionssystem zustz1ich anzuordnen. 

VIII. Der BeschwerdefUhrer beantragt, die Entscheidung der 

Einspruchsabteilurlg aufzuheben und das Patent in vollem 

Umfang zu widerruf en. 

Der Beschwerdegegner beantragt, die Beschwerde 

zurUckzuweisen. 
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Entscheidungsgründe: 

Die Beschwerde ist zulässig. 

Stand der Technik, technische Aufgabe und Lösung 

2.1 	Der BeschwerdefQhrer macht in der Beschwerde den nach dern 

priorittstag in dem Buch: "Stuttgarter Berichte zur 

Abfallwir.tschaft,". erschienenen.Artikel von Dipl.-

Ing. E. Gläser: 'Deponietechnik heute und rnorgen" als 

vorverOffentlichte Druckschrift (33) geltend, weil der 

Autor mit einer kurz vor dein Prioritatstag datierten 

"publikationsrechtlichen Erkiarung" (mit Datum vorn 

10. Februar 1985; (33.1)) dem Verlag seine Zustirnmung zur 

uneingeschrànkten VerOffentlichung erteilt habe. Uberdies 

stehe der Aufsatz im Zusarrirnenhang mit einem 

vertiefungsserninar, das am 27.128. März 1985 - nach dem 

Prioritätstag - abgehalten worden sei. Eine 

Vorausverteilung des Manuskripts, z. B. auf Anfrage, sei 

daher nicht ausgeschlossen und deshalb die Zugng1ichkeit 

des Dokuments bereits vor dern Priorittstag gegeben 

gewesen. Eine Geheimhaltungsverpflichtung habe nicht 

bestanden. 

Die Erkiarung (33.1) des Dipl.-Ing. E. G1.ser vom 

10. Februar 1985 lautet wie folgt: 

'Publikatipnsrechtliche Erk1run 

Für den von mir eingereichten Vortrag mit dem Thema: 

"Bautechnische LOsungen für Abdichtungssysteme an 

Deponien" erlaube ich dem Herausgeber des Buches die 

uneingeschrãnkte VerOffentlichung, ohne dag ich 

hieraus irgendwelche Anspruche geltend machen kann. 
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IV 

Ich erklàre, dag ich von alien zur VerOffentlichung 

zugesteilten Abbildungsvorlagen die urheberrechtliche 

Zulässigkeit der Wiedergabe abgeklrt und geregelt 

habe." 

Diese Erklãrung B3.1 ist in ihrem Zusammenhang nur als 

eine Abklarung der Rechte zur Veroffentlichung des 

Artikeis durch den Verleger anzusehen. Die Erklrung 

bezieht sich sowohi auf die Rechte des Autors als auch 

auf mOgliche Drittrechte an den graphischen 

Darstellungen. Eine daruber hinausgehende 

Sch1u1fo1gerung, wonach Kopien des Artikels ohne 

RQcksprache mit dem Autor vom Verleger bereits vor dem 

Erscheinen des Buches (und dem nach dem Prioritãtstag 

abgehaltenen Vertiefungsseminar) verteilt werden kOnnen, 

lä1,t sich daraus nicht ableiten. Die Zusendung des 

Manuskripts an den Verleger schaf ft damit für sich noch 

nicht den Tatbestand der schriftlichen Beschreibung nach 

Artikel 54 (2) EPU. 

Die Entscheidung T 381/87, AB1. 1990, 213, auf die sich 

der Beschwerdeftihrer in diesem Zusarnmenhang bezogen hat, 

betrif ft einen anders gelagerten Sachverhalt. Aber auch 

in dieser Entscheidung wurden konkrete Nachweise für die 

Zugng1ichkeit der Druckschrift durch die Offentlichkeit 

verlangt. 

Im vorliegenden Fall liegt somit kein Nachweis darüber 

var, in weicher Form der Inhalt des Vortrags-Manuskripts 

der Of fentlichkeit tatsachlich zugng1ich gemacht 

worden sei. Die Erlaubnis zu dessen Veroffentlichung ist 

nur als Erlaubnis zum Zugng1ichmachen zu betrachten, 

nicht aber als tatsAchliches Zugäxiglichcnacheu 

selbst. 
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Der Artikel von Dipl.-Ing. E. Gläser ist daher nicht als 

vorverOffentlichte Druckschrift in Betracht zu ziehen. 

Unter 4.3 unten wird Uberdies festgesteiit, dag auch em 

tatsch1iches Zuganglichinachen des Vortragsinhalts nach 

B3 nicht in der Lage gewesen ware, die erfinderische 

Tatigkeit hinsichtlich des Gegenstands nach Anspruch 1 in 

Frage zu stellen. 

	

2.2 	Der Gattungsbegriff des erteilten Anspruchs 1 geht von 

SchriftstUck 

Si: 	EP-A-0 130 773 

aus. Irn Einspruchsverfahren wurde geitend gemacht, dal 

nach den Ausfuhrungen in El zusatziich auch die 

kennzejchnenden Merkmaie a) , b) , f) , g) sowie 

di) 	'ein (zweites) Leitungssystem (zur 

Kontrolidrainung, Bud 3) innerhaib der 

Kontrollfilterschicht, das zur Kontrolle der 

Abdichtung dient" 

schon bekannt gewesen seien. IJavon unterscheide sich der 

Gegenstand des Anspruchs 1 nur noch durch die Merkmale c) 

und e) sowie durch 

d2) 	"das zweite Leitungssystem un Falle der Injektion 

der Kontroilfilterschicht als Entiuftungs- und 

Entwasserungssystern dient." 

	

2.3 	Die zu iOsende Aufgabe kann in der weiteren Verbesserung 

der Sicherheit eines Abdichtungsschirms gegen Lecks und 

der ErmOglichung von Sanierungsmanabmen gesehen werden. 

Dies ist insofern als objektivierte Aufgabe zu 

betrachten, als sie keine Hinweise auf die LOsung enthalt 
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A 

- was in der Formulierung gemag Beschreibung der 

Erfindung der Fall zu sein scheint. Der dortige Hinweis 

auf das Injektionsleitungssystem: "Ferner liegt 

vorliegender Erfindung auch die Aufgabe zugrunde, 

aufgetretenen Leckagen durch Inbetriebnahme des 

Injektionsleitungssystems sofort zu beheben" (Spaite 1, 

Zeilen 44 bis 48) gehort deshaib nicht zur objektiven 

Aufgabenstellung ex ante. 

2.4 	Die Sicherheit gegen Leckagen und ihre Sanierung wird 

gemag Anspruch 1 durch das eingebaute Injektionssystem 

gewahrleistet; die Aufgabe ist. gelost. 

Neuheit 

Die Karruner sieht keine Veraniassung, die bisher nicht 

bestrittene Neuheit des Gegenstands nach Anspruch 1 in 

Zweifel zu ziehen. 

Erfixiderische Tãtigkeit 

4.1 	Keine der Entgegenhaltungen Si oder El enthält 

Mitteilungen, denen zufoige der Facbrnann die Kornbination 

der dort dargesteliten Abdichtungsmaf!,nahinen mit einem bei 

Auftreten eines Lecks aktivierbaren fest eingebauten 

Injektionssystern in Betracht gezogen hätte. In Si wird 

besonderes Augenmerk darauf gerichtet, ein Anzeigesystem 

vorzuschlagen, das die Unversehrtheit bzw. die Verletzung 

der Abdichtung anzeigt. Dabei wird gro1er Wert auf die 

bio1e Wirkung der Gravitation geiegt; mechanische 

Pumpvorrichtungen werden als ungunstig betrachtet. Zwar 

wird erwhnt, dag Beschdigungen nach ihrer Feststellung 

behoben werden kOnnen - allerdings fehlen diesbezQgiiche 

nãhere konkrete Arigaben. 

DT084291. D 
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4.2 	Die Qbrigen geltend gemachten Entgegenhaltungen deuten 

nirgends auf einen direkten technischen Zusamrnenhang 

zwischen den Vorrichtungen zur Feststellung eines Lecks 

in einer Abdichtung und einer konkreten das Leck 

sch1ieIenden Mafnahme. 

Daran &ndert die Tatsache nichts, dai3 die Injektion von 

BOden zu vielfachen Zwecken an sich vorbekannt war. Nicht 

bekannt war jedoch der konstruktive Zusamrnenhang 

Kontrolle - Leck - Reparatur, gemag weichem die bisher 

verschiedentlich angewandte Kontrollschicht eine neue 

Funktion erhält: die Kontrollschichten, die der 

Feststellung eines Lecks in einer speziellen Abdichtung 

dienen, werden erfindungsgemai, auch noch dazu verwendet, 

das Leck durch Injektion zu sanieren. Dadurch wird aber 

die eigentliche Funktion der ursprunglichen 

Kontrollfilterschicht v011ig aufgegeben: aus einer in 

wesentlichen durch1ssigen Schicht wird eine lokal in 

wesentlichen undurchlässige Schicht. Eine soiche den 

ursprüxiglichexi Zweck diaxnetral entgegeugesetzte 

Fuxiktion war aber an sich schon den Facbmann durch den 

entgegengehaltenen Stand der Technik in keiner Weise 

nahegelegt. 

	

4.3 	Dies gilt auch für den Vortrag von Dipl.-Ing. E. G1ser 

(B3) seJ.bst angenornmen, der Vortrag gehorte zum 

vorverOffentlichten Stand der Technik (was, wie oben 

unter 2.1 ausgefUhrt, nicht der Fall ist) . Darin if inden 

sich zwar Hinweise auf die Herstellung von 

Injektionssohlen mittels vertikaler Injektionsrohre, die 

durch das Deponiematerial hindurchzuführen sind. Em 

Zusarnmenhang mit den Leckwerden von Dichtungsschichten 

und deren spezifischen beanspruchten Sanierung ist damit 

jedoch nicht angeregt. Da dieses Verfahren auerdem in 

Vergleich zur bergmnnischen Losung als ungünstiger 

dargestellt wird, da bergmannisches Vorgehen das Antasten 
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des DeponiekOrpers und damit ailfallige zu befUrchtende 

Inhomogenitten vermeidet, würde das Anordnen eines 

permanenteri Injektionssystems in einer Filterschicht noch 

weniger zweckmaiig erscheinen, also nicht nahegelegt 

worden sein. 

	

4.4 	Dem Einwand des Beschwerdeführers (siehe oben unter 

VI. c)), im Patentanspruch 1 sei zu präzisieren, daE 

jedes einzelne Rasterfeld mit einern 

Injektionsleitungssystem versehen sei, ist nicht zu 

folgen. Anspruch 1 verlangt, dais das Injektionssystem in 

der Rontrollfilterschicht eingebaut ist. Zu dem von der 

Beschreibung gestutzten Gegenstand des Anspruchs 1 gehort 

als sslnjektionsleitungssystemss  jedenfalls keine 

ad hoc-Injektion mit nur temporaren Leitungen, sondern 

eine die Kiesfilterschicht als permanentes System 

durchziehende Leitungskonstruktion. Dais eine solche 

Leitungsanordnurig alle Rasterfelder durchziehen wird, ist 

eirxe technische Notwendigkeit, die dem Facbinann nicht 

mehr besonders gesagt werden mui!,, und mithin im Begriff 

"Injektionsleitungssystem" impliziert. Der Einwand 

betrif ft damit hOchstens die Deutlichkeit des 

Anspruchswortlauts für sich, nicht aber den von der 

Beschreibung und Zeichnung gestQtzten 

Arispruchsgegenstand; also handelt es sich urn keinen von 

Artikel 100 a) EPU gestützen Einwand. 

	

5. 	Da dernnach der Gegenstand des Anspruchs 1 patentfahig 

ist, bestehen auch keine Einwnde gegen die Ansprüche 2 

bis 12. Insbesondere setzen die Verfahren nach den 

Ansprüchen 10 bis 12 den Gegenstand des Anspruchs 1 

voraus; tatschlich handelt es sich dabei urn 

Verwendungsverfahren, deren Neuheit und erfinderische 

Ttigkeit schon durch den Gegenstand des Anspruchs 1 

feststehen. 
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Exit scheidungsforxneJ. 

Aus diesen Grunden wird exitschieden: 

Die Beschwerde wird zurQckgewiesen. 

Der Gechfe1 1 enbeamt. e 
	Der Vorsitzende 

N. Maslin 
	 C.T. Wilson 

,1P 
df#/2 

DT084291 . D 


